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Vielfalt erhalten
AGNES KRUMWIEDE

Kunst und Kultur haben einen Wert, 
der nicht allein mit ökonomischen 
Kriterien bemessen werden kann. Der 
Doppelcharakter als Kultur- und Wirt-
schaftsgut wurde von der EU durch die 
Unterzeichnung der UNESCO-Konven-
tion anerkannt. Dieser völkerrechtlich 
bindenden Grundlage zum Schutz und 
zur Förderung der kulturellen Viel-
falt sind Deutschland und die EU bei 
Verhandlungen mit der USA über das 
transatlantische Freihandelsabkommen 
TTIP verpfl ichtet. TTIP wäre das größte 
und umfassende Handelsabkommen 
weltweit. 

Nicht nur seitens vieler Kulturpoli-
tiker wird dessen normative Wirkung 
kritisch eingeschätzt. Auch die Er-
rungenschaften der regulatorischen 
europaweiten Harmonisierung sowie 
unserer nationalen Standards in vielen 
anderen Bereichen wie beispielsweise 
beim Verbraucher- und Umweltschutz 
könnten durch TTIP zur Disposition 
stehen. Daher müssen bei den Verhand-
lungen starke Standards berücksich-
tigt werden. Nach dem Europäischen 
Parlament und dem Bundesrat hat auch 
die Bundestagsfraktion Bündnis /
Die Grünen beschlossen, die Bereiche 
audiovisuelle Medien und Kultur aus 
dem Abkommen auszunehmen. 

Die Gesetze des Marktes ersetzen 
keine öffentliche Kulturförderung. 
Künstlerische Werke und Ausdrucks-
formen, die heute auf dem Markt noch 
keine Rolle spielen und sich ohne För-
derung nicht entfalten könnten, gehö-
ren zur kulturellen Vielfalt und prägen 
möglicherweise die Kulturlandschaft 
der Zukunft. Europäische und nationale 
Kulturförderinstrumente ebenso wie 
rechtliche und soziale Absicherungs-
systeme für Künstlerinnen und Künstler 
müssen erhalten bleiben. 

Dazu gehören das europäische Ur-
heberrecht und die Künstlersozialkasse 
sowie direkte und indirekte Fördermaß-
nahmen, beispielsweise die Buchpreis-
bindung oder der ermäßigte Mehrwert-
steuersatz für Kulturgüter und Pres-
seerzeugnisse. Eine Bereichsausnahme 
für die Kultur und audiovisuelle Me-
dien wurde letztendlich auch in den 
er-Jahren beim internationalen 
Handelsabkommen GATT geschaff en. 
Ausschlaggebend dafür waren auch 
zivilgesellschaftliche Proteste –  
gingen in Frankreich zahlreiche Künst-
lerinnen und Künstler auf die Straßen, 
um für eine Beibehaltung der »Excepti-
on culturelle« zu demonstrieren. 

Ein ähnliches Engagement seitens 
Gesellschaft und Politik ist auch heu-
te notwendig, damit unsere Kulturför-
derinstrumente erhalten bleiben und 
weiterhin auf nationaler sowie auf 
EU-Ebene weiterentwickelt werden 
können.
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Der freie Markt ersetzt keine Kulturförderung
Fingerspitzengefühl
WOLFGANG BÖRNSEN

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion tritt 
neuen Liberalisierungsverpfl ichtungen 
für den Kultur- und Mediensektor ges-
tern, heute und morgen entgegen. In 
Analogie zu den GATS-Verhandlungen 
müssen Deutschland und die EU weiter 
auf Ausnahmeregelungen für den Kul-
tur- und Mediensektor bestehen. Denn 
sonst steht unsere einzigartige kultu-
relle Vielfalt auf dem Spiel. Um diese 
zu sichern, ist Deutschland im Zuge der 
GATS-Verhandlungen dem UNESCO-
Übereinkommen zum Schutz kultureller 
Vielfalt beigetreten. 

Daher begrüßen wir den Kompro-
miss des EU-Handelsministerrates vom 
. Juni, Film, Musik und andere Medi-
en aus den Gesprächen auszuschlie-
ßen. Nach den bei Redaktionsschluss 
bekannten Informationen kann der 
Kultur- und Mediensektor nur dann in 
die Verhandlungen einbezogen werden, 
sofern die Regierungen dem zustimmen.

Dieses Ergebnis ist ein großer Er-
folg für unsere kulturelle Vielfalt. Wir 
verdanken ihn einer starken Koalition 
aus dem Europäischen Parlament, der 
französischen Regierung, Staatsminis-
ter Bernd Neumann, MdB, den Bundes-
ländern und vielen Kulturverbänden, 
besonders aber dem Deutschen Kultur-
rat. Imponierend ist das französische 
Beharren auf der »Exception culturelle«. 
Aber genauso wichtig ist die Entschlie-
ßung des Europäischen Parlaments, das 
auf einer Sonderbehandlung für Kul-
tur und Audiovisuelles besteht. Denn 
das Parlament muss völkerrechtlichen 
Abkommen wie z. B. Handelsabkom-
men zustimmen. Die EU-Kommission 
würde ein Scheitern des verhandelten 
Abkommens nach all der Mühe nicht 
riskieren, weil die »roten Linien« des 
Europäischen Parlaments nicht respek-
tiert wurden.

Allerdings gehört es zur Redlichkeit 
dazu, die Position der Gegner einer kul-
turellen Bereichsausnahme zu respek-
tieren. Schließlich hat auch Europa in 
den Verhandlungen ein paar Wünsche 
an die USA, z.B. beim Marktzugang un-
serer Medienindustrie in den USA.

Wir Kultur- und Medienpolitiker der 
CDU/CSU-Fraktion wollen negative 
Folgen insbesondere für die deutsche 
Filmindustrie und ihre öff entliche För-
derung, die Buchpreisbindung sowie 
die verfassungsrechtlich verbürgte Fi-
nanzierung des öff entlich-rechtlichen 
Rundfunks in jedem Fall ausgeschlos-
sen wissen.

Keine Handelsware
SIEGMUND EHRMANN

Die Absicht der EU und ihrer Mitglied-
staaten, gemeinsam mit den USA ein 
umfassendes Handels- und Investiti-
onsabkommen zu schließen, begrüßt 
die SPD ausdrücklich.  Das Abkommen 
bietet Chancen, angesichts der der-
zeitigen Wirtschafts- und Finanzkrise 
und der hohen Arbeitslosigkeit in Mit-
gliedstaaten der EU durch einfacheren 
Marktzugang, durch den Abbau von 
Zöllen und anderen Handelshemmnis-
sen Arbeitsplätze und damit Wachstum 
und Wohlstand zu schaff en.

Die SPD hat von Beginn an darauf 
verwiesen, dass es Bereiche gibt, die aus 
TTIP mit  guten Gründen ausgeklammert 
werden sollten. Dazu zählen im Beson-
deren Kulturgüter und kulturelle Dienst-
leistungen, die sowohl als Ware, aber 
auch als Träger von Werten und Iden-
tität einen Doppelcharakter besitzen. 
Diese Besonderheit wurde im Rahmen 
der WTO-/GATS-Verhandlungen als ein 
europäischer Grundkonsens verankert 
und fi ndet Ausdruck im UNESCO-Über-
einkommen zur kulturellen Vielfalt, dem 
die EU wie auch Deutschland beigetre-
ten sind. Die Konvention will, dass die 
Mitgliedsstaaten auch weiterhin eine 
aktive Politik zur Förderung der kultu-
rellen Vielfalt betreiben können und 
wendet sich gegen Bestrebungen, die 
Kultur wie andere Dienstleistungen zu 
liberalisieren. Im Vertrag über die Euro-
päische Union (EUV) ist als ein Ziel der 
EU beschrieben, den «Reichtum ihrer 
kulturellen und sprachlichen Vielfalt» 
zu wahren «und für den Schutz und 
die Entwicklung des kulturellen Erbes 
Europas» zu sorgen. Bereits in der Prä-
ambel der EU-Grundrechte-Charta ist 
die «Achtung der Vielfalt der Kulturen» 
sowie «der Medien und ihrer Pluralität» 
verankert.  

Verschiedene Akteure haben deutli-
che Befürchtungen geäußert, wichtige 
kultur-, medien- und netzpolitische As-
pekte könnten einer Liberalisierungs-
logik des Marktes unterworfen werden. 
Konkrete Auswirkungen könnte das 
für das Urheberrecht, die Filmförde-
rung, die Stellung der Verwertungsge-
sellschaften, den öff entlich-rechtlich 
Rundfunk, die Buchpreisbindung 
sowie vergleichbare Schutzmaßnah-
men und Subventionen für Kultur und 
Medien haben. Es gilt, die am . Juni 
 erreichte Verständigung der EU-
Handelsminister zu analysieren und 
die weiteren Verhandlungen über das 
Abkommen sehr genau zu beobach-
ten. Frankreich konnte zwar erreichen, 
dass nicht über Kultur und audiovisu-
elle Dienstleistungen verhandelt wird. 
Gleichwohl wird es aber möglich sein, 
zu einem späteren Zeitpunkt doch ei-
nen entsprechenden Verhandlungsvor-
schlag einzubringen. 

Vorsicht ist geboten
LUKREZIA JOCHIMSEN

Die Linke sieht das gesamte Freihan-
delsabkommen nicht unkritisch und 
fürchtet insgesamt mehr Gefahren als 
sie Chancen sieht.

Ganz klar war für uns immer, dass 
wenn es zu diesem Freihandelsabkom-
men käme, der Kultur und Medienbe-
reich von vorneherein herausgenom-
men werden muss.

Diesen Zustand haben wir nun Dank 
der unbeirrten Haltung Frankreichs. 
Eigentlich kein Grund für uns stolz zu 
sein, denn wie der Intendant des Baye-
rischen Rundfunks und frühere Spre-
cher von Kanzlerin Merkel Ulrich Wil-
helm der Süddeutschen Zeitung sagte: 
»Die Interessen der Medien und Kultur-
institutionen in Deutschland sollten ei-
gentlich nicht bei der französischen Re-
gierung besser aufgehoben sein als bei 
der deutschen.« Aber so ist es nun mal. 
Die deutsche Regierung hat herumge-
eiert und mit Argumenten hantiert, die 
sich schlicht als falsch herausgestellt 
haben und dabei sowohl den Beschluss 
des Bundesrates als auch den des Eu-
ropäischen Parlamentes missachtet. 
Eine höchst kritikwürdige Haltung für 
die Regierung eines Landes, das sich 
gern Kulturnation nennt. Deshalb 
muss auch in Zukunft sehr aufmerk-
sam verfolgt werden, wie sich gerade 
Deutschland bei den bevorstehenden 
Detailverhandlungen des Freihandels-
abkommens verhält.

DIE LINKE setzt sich sowohl auf 
europäischer als auch auf nationaler 
Ebene dafür ein, eine weitere Liberali-
sierung des Handels, insbesondere in 
Bezug auf die kulturellen und audiovi-
suellen Dienstleistungen zu verhindern.

Und wir halten das nicht für reaktio-
när, auch wenn EU-Kommissionspräsi-
dent Jose Manuel Barroso  mit solchen 
Begriff en die Herausnahme des Kultur- 
und Medienbereichs kritisiert hat.

Keine Gefahr
REINER DEUTSCHMANN

Die Bedenken wegen befürchteter 
Nachteile für Kultur und Medien durch 
das neue Freihandelsabkommen zwi-
schen EU und USA waren und sind un-
begründet. Die EU-Kommission wird 
dafür Sorge tragen, dass es zu keiner 
Beeinträchtigung der kulturellen und 
medialen Vielfalt in Europa kommt. 
Stattdessen werden auch Kultur und 
Medien durch das Freihandelsabkom-
men massiv profi tieren.

Nun ist gekommen, was viele gefor-
dert hatten. Auf Drängen Frankreichs 
soll die audiovisuelle Kultur in den Ver-
handlungen des Freihandelsabkommens 
ausgenommen werden. Dabei bestand 
zu keinem Zeitpunkt die Gefahr, dass 
die Kultur- und Medienlandschaft in 
der EU durch das Abkommen geschädigt 
werden würde. Das von der FDP geführ-
te Bundeswirtschaftsministerium hat 
sich schon früh bei der EU-Kommission 
rückversichert, dass Kultur und Medien 
unangetastet bleiben werden. EU-Han-
delskommissar Karel de Gucht hatte 
in diesem Zusammenhang schon früh 
betont, dass das Freihandelsabkommen 
keine Regelung enthalten dürfe, die die 
kulturelle und sprachliche Vielfalt der 
EU beeinträchtigte.

Bei der hitzigen Debatte um die Ge-
fährdung der Kultur durch das transat-
lantische Abkommen handelt es sich 
um den sprichwörtlichen Scheinriesen. 
Aus der Nähe betrachtet, existiert das 
Problem nicht. Deswegen wird sich die 
FDP auch nicht an dieser Phantomde-
batte beteiligen, zumal nicht einmal im 
Ansatz erkennbar ist, dass die US-Ame-
rikaner europäische Förderungs- und 
Schutzmechanismen für Kultur- und 
Medien ablehnen.

Grundsätzlich ist die Haltung der 
Bundeskanzlerin Angela Merkel und 
des Bundeswirtschaftministers Phi-
lipp Rösler richtig, die transatlanti-
schen Verhandlungen zunächst ohne 
Vorbedingungen zu beginnen. Ein un-
eingeschränktes Verhandlungsmandat 
hat den Vorteil, dass es alle Sektoren 
gleichermaßen betriff t, also auch den 
wirklich streitumfangenen Agrarbe-
reich. Die Genehmigung der Ausnahme 
im Kulturbereich noch vor Verhand-
lungsbeginn birgt die Gefahr, dass an-
dere ebenfalls eine Ausnahme fordern. 
So kann man Verhandlungen auch im 
Vorhinein komplizierter machen, als 
sie sein müssen.

Auch der Kulturbereich wird von ei-
nem freien Handel zwischen der alten 
und der neuen Welt profi tieren. Gerade 
im Wettbewerb um audiovisuelle Pro-
duktionen sieht man deutlich, dass 
Deutschland – wie beispielsweise in den 
Babelsberger Studios zu sehen - auch 
für US-amerikanische Produktionen 
attraktiv ist.


